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Marburg, März 2018 
 

M a n d a n t e n b r i e f  I / 2 0 1 8  
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
nachfolgend erhalten Sie wichtige Informationen 
über GWB Boller & Partner mbB sowie rechtliche 
und steuerliche Änderungen. 
 
Wir freuen uns Ihnen mitteilen zu können, 
dass wir zu Beginn des Jahres  
Herrn Steuerberater Dr. Bastian Rausch 
und Herrn Steuerberater Oliver Storch als 
weitere Partner aufgenommen haben. Bei-
de Kollegen haben bereits Erfahrungen in 
selbständigen Kanzleien gesammelt und 
verstärken dadurch GWB Partner erheblich.  
 
Hinweisen möchten wir Sie auf das neue strenge 
Datenschutzrecht mit erheblichen Pflichten für 
Unternehmen.  
 
Die Informationen stellen keine rechtliche oder 
steuerliche Beratung dar und können eine indivi-
duelle Beratung nicht ersetzen. Sollten Sie zu 
einzelnen Themen noch Fragen haben, stehen 
wir Ihnen gern zur Verfügung.  
 

Mit freundlichen Grüßen  
GWB Boller & Partner mbB 

 
 
 
Katja Möller  Oliver Stumm 
Wirtschaftsprüferin, Rechtsanwalt, Fachanwalt 
Steuerberaterin für Steuerrecht  
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Ø Aufgrund Verteilung noch nicht abgezogene Erhal-
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Termine April - Juni 2018 
 

Bitte beachten Sie die folgenden Termine, zu denen die Steuern fällig werden: 
 

Steuerart Fälligkeit Ende der Schonfrist bei Zahlung durch 
  Überweisung1 Scheck2 
Lohnsteuer, Kirchensteuer, Soli-
daritätszuschlag3 

10.04.2018 13.04.2018 06.04.2018 

dto. 11.05.2018 14.05.2018 08.05.2018 
dto. 11.06.2018 14.06.2018 08.06.2018 

Kapitalertragsteuer, Solidari-
tätszuschlag 

Die Kapitalertragsteuer sowie der darauf entfallende Solidaritätszuschlag sind zeitgleich 
mit einer erfolgten Gewinnausschüttung an den Anteilseigner an das zuständige Finanz-
amt abzuführen. 

Umsatzsteuer4 10.04.2018 13.04.2018 06.04.2018 
dto. 11.05.2018 14.05.2018 08.05.2018 
dto. 11.06.2018 14.06.2018 08.06.2018 
Einkommensteuer, Kirchensteu-
er, Solidaritätszuschlag 

11.06.2018 14.06.2018 08.06.2018 

Körperschaftsteuer, Solidari-
tätszuschlag 

11.06.2018 14.06.2018 08.06.2018 

Gewerbesteuer 15.05.2018 18.05.2018 11.05.2018 
Grundsteuer 15.05.2018 18.05.2018 11.05.2018 
Sozialversicherung5 26.04.2018 entfällt entfällt 
dto. 28.05.2018 entfällt entfällt 
dto. 27.06.2018 entfällt entfällt 

 
Arbeitsweg: Zeitersparnis als Voraussetzung für  

offensichtlich verkehrsgünstigere Verkehrsverbindung 
 
Ein angestellter Wirtschaftsprüfer war unter vielen Aspekten mit seinen Einkommensteuerbescheiden 2011 und 2012 
nicht einverstanden und klagte daher, allerdings vergeblich, vor dem Finanzgericht Berlin-Brandenburg6. 
 
Er wollte bei der Ermittlung der Entfernungspauschale für die Fahrten zwischen Wohnung und Arbeitsstätte (erste Tä-
tigkeitsstätte) nicht die kürzeste Straßenverbindung zugrunde legen. Das ist nur zulässig, wenn eine andere regelmäßig 
benutzte Straßenverbindung offensichtlich verkehrsgünstiger ist.7 Dazu muss die längere Strecke zu einer mindestens 
10 %igen Zeitersparnis führen oder – ohne Zeitersparnis – anderweitige Vorteile gegenüber der kürzesten Strecke auf-
weisen. Solche Vorteile, die u. a. in der Streckenführung oder der Schaltung von Ampeln liegen können, hatte er aller-
dings nicht vorgebracht. 
 
Vergeblich machte er pauschale Werbungskosten für sonstige Arbeitsmittel und Telefonkosten geltend. Er konnte weder 
den tatsächlichen Anfall der Aufwendungen noch deren berufliche Veranlassung belegen und genügte damit nicht seiner 
Feststellungslast. 
 
Auch die Kosten für den Bezug der FAZ konnte er nicht in Abzug bringen, da diese Aufwendungen die Lebensführung 
betreffen und damit vom Werbungskostenabzug ausgeschlossen sind.8 
 
Letztlich hat das Finanzgericht auch keine Steuerermäßigung für Handwerkerleistungen berücksichtigt.9 Die zu Grunde 
liegenden Baumarbeiten fanden auf dem Grundstück des Wirtschaftsprüfers statt, auf dem er ein Wohnhaus für sich 
errichtete. Zum Zeitpunkt der Arbeiten war das Wohnhaus nicht fertiggestellt, so dass noch kein für die Begünstigung 
erforderlicher Haushalt gegeben war. 
                                                        
1  Umsatzsteuervoranmeldungen und Lohnsteueranmeldungen müssen grundsätzlich bis zum 10. des dem Anmeldungszeitraum fol-

genden Monats (auf elektronischem Weg) abgegeben werden. Fällt der 10. auf einen Samstag, Sonntag oder Feiertag, ist der nächs-
te Werktag der Stichtag. Bei einer Säumnis der Zahlung bis zu drei Tagen werden keine Säumniszuschläge erhoben. Eine Überwei-
sung muss so frühzeitig erfolgen, dass die Wertstellung auf dem Konto des Finanzamts am Tag der Fälligkeit erfolgt. 

2  Bei Zahlung durch Scheck ist zu beachten, dass die Zahlung erst drei Tage nach Eingang des Schecks beim Finanzamt als erfolgt gilt. 
Es sollte stattdessen eine Einzugsermächtigung erteilt werden. 

3  Für den abgelaufenen Monat, bei Vierteljahreszahlern für das abgelaufene Kalendervierteljahr. 
4  Für den abgelaufenen Monat, bei Dauerfristverlängerung für den vorletzten Monat, bei Vierteljahreszahlern (ohne Dauerfristverlänge-

rung) für das abgelaufene Kalendervierteljahr. 
5  Die Fälligkeitsregelungen der Sozialversicherungsbeiträge sind einheitlich auf den drittletzten Bankarbeitstag des laufenden Monats 

vorgezogen worden. Um Säumniszuschläge zu vermeiden, empfiehlt sich das Lastschriftverfahren. Bei allen Krankenkassen gilt ein 
einheitlicher Abgabetermin für die Beitragsnachweise. Diese müssen dann bis spätestens zwei Arbeitstage vor Fälligkeit an die jewei-
lige Einzugsstelle übermittelt werden. Regionale Besonderheiten bzgl. der Fälligkeiten sind ggf. zu beachten. Wird die Lohnbuchfüh-
rung durch extern Beauftragte erledigt, sollten die Lohn- und Gehaltsdaten etwa 10 Tage vor dem Fälligkeitstermin an den Beauf-
tragten übermittelt werden. Dies gilt insbesondere, wenn die Fälligkeit auf einen Montag oder auf einen Tag nach Feiertagen fällt. 

6 FG Berlin-Brandenburg, Urt. v. 23.05.2017, 7 K 7134/15, (rkr.), LEXinform 5020380. 
7 § 9 Abs. 1 Satz 3 Nr. 4 EStG. 
8 § 12 Nr. 1 Satz 2 EStG. 
9 § 35a Abs. 3 EStG. 
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Pensionszahlungen einer GmbH an den Gesellschafter-Geschäftsführer bei 
Fortführung des Dienstverhältnisses 

 
Eine Pensionszusage an einen Gesellschafter-Geschäftsführer einer GmbH ist - unabhängig von der Höhe seiner Beteili-
gung - u. a. steuerlich nicht anzuerkennen, wenn sie in Bezug auf die bisherigen Gesamtbezüge als unangemessen 
angesehen werden muss. Von der Rechtsprechung anerkannt werden Pensionszusagen bis maximal 75 % der zuletzt 
bezogenen Bruttobezüge des Geschäftsführers unter Anrechnung einer ggf. zusätzlich bezogenen Sozialversicherungs-
rente. 
 
Das Schleswig-Holsteinische Finanzgericht10 hatte folgenden Fall zu entscheiden: Einem Geschäftsführer war eine Pen-
sion zugesagt. Ein Vertrag regelte, dass der bestehende Anstellungsvertrag mit Vollendung des 65. Lebensjahrs des 
Geschäftsführers aufgelöst werden soll. Die Rechte aus der ursprünglichen Pensionszusage blieben unberührt. Da der 
Geschäftsführer weiterhin für die GmbH tätig sein wollte, wurde ein neuer Arbeitsvertrag mit einer monatlichen Brutto-
vergütung von 1.500 € abgeschlossen. Das Finanzamt war der Meinung, dass die seinerzeit gebildete Pensionsrückstel-
lung zu deckeln sei (neue Berechnungsgrundlage 75 % von 1.500 € = 1.125 €) und löste einen Teil der Pensionsrück-
stellung gewinnerhöhend auf. 
 
Das Finanzgericht folgte dieser Auffassung nicht und ging bei der Berechnung der Pensionsrückstellung von der ur-
sprünglichen Pensionshöhe (mtl. 3.417 €) aus. Es beanstandet nicht, dass ein Gesellschafter-Geschäftsführer nach 
Eintritt des Versorgungsfalls sein Dienstverhältnis fortsetzt, sieht in der Gehaltszahlung jedoch eine verdeckte Gewinn-
ausschüttung, wenn sie nicht entweder auf die Pension angerechnet oder aber der Pensionsbeginn bis zur Einstellung 
der Geschäftsführertätigkeit aufgeschoben wird. 
 
Wegen der im Urteilsfall unterbliebenen Anrechnung auf die Pension wurde das monatlich gezahlte Arbeitsentgelt als 
verdeckte Gewinnausschüttung behandelt. 
 
Der Bundesfinanzhof muss abschließend entscheiden. 
 
Tipp: Grundsätzlich ist es möglich, nach Beendigung des eigentlichen Dienstverhältnisses ein neues Vertragsverhältnis 
zu begründen. Dies sollte nach Möglichkeit auf freiberuflicher Basis durch Abschluss eines Beratervertrags geschehen. 
Das Honorar muss nicht auf die Pension angerechnet werden. 
 

Tarifermäßigte Besteuerung: Bestimmte Bonusvereinbarungen sind  
keine Vergütung für mehrjährige Tätigkeit 

 
Vergütungen für eine mehrjährige Tätigkeit, die „zusammengeballt“ in einem Jahr zufließen, sind als sonstige Bezüge 
nach einem besonderen Verfahren zu besteuern (sog. Fünftelregelung). Der sonstige Bezug wird bei der Berechnung 
der Steuer nur mit einem Fünftel angesetzt. Die sich hiernach ergebende Steuer wird dann verfünffacht. 
 
In einem vom Finanzgericht Nürnberg11 entschiedenen Fall hatte ein Arbeitgeber mit einem Arbeitnehmer eine Bonus-
vereinbarung getroffen. Die Bonuszahlung war neben der jährlichen Vergütung abhängig von der Entwicklung eines 
bestimmten Aktienkurses ab einem Zeitpunkt eines Jahrs und wurde, wenn die entsprechenden Voraussetzungen vorla-
gen, innerhalb dieses Jahrs ausgezahlt. 
 
Das Gericht ließ die Besteuerung nach der Fünftelregelung nicht zu. Auch wenn Bonusprogramme als Berechnungs-
grundlage auf das durchschnittliche Gehalt vergangener Jahre zurückgreifen, liege keine Vergütung für eine mehrjähri-
ge Tätigkeit vor. 
 

Kosten der Unterbringung im Altenheim: Doppelter Abzug  
der Haushaltsersparnis bei Ehegatten 

 
Aufwendungen für die krankheits- oder pflegebedingte Unterbringung in einem Alten- oder Pflegeheim sind dem Grun-
de nach als außergewöhnliche Belastungen abzugsfähig. Allerdings ist von den Aufwendungen eine Haushaltsersparnis 
abzuziehen, weil in den Unterbringungskosten auch Lebensführungskosten enthalten sind, die jedem Steuerpflichtigen 
entstehen und deswegen insoweit nicht außergewöhnlich sind. 
 
Die jährliche Haushaltsersparnis beträgt für 2018 je Person 9.000 €. Sind beide Ehegatten im Altenheim untergebracht, 
verdoppelt sich dieser Betrag. War die Unterbringung nicht das ganze Jahr, ist der Betrag zeitanteilig umzurechnen. 
Wird der normale Haushalt weiter aufrechterhalten, braucht die Haushaltsersparnis nicht abgezogen zu werden. 
(Quelle: Urteil des Bundesfinanzhofs12) 
 

                                                        
10 Schleswig-Holsteinisches FG, Urt. v. 04.07.2017, 1 K 201/14, (Rev. eingel., Az. BFH: I R 56/17), EFG 2017, S. 1457, LEXin-

form 5020316. 
11 FG Nürnberg, Urt. v. 10.05.2017, 3 K 1935/15, (rkr.), EFG 2017, S. 1590, LEXinform 5020390. 
12 BFH, Urt. v. 04.10.2017, VI R 22/16, BFH/NV 2018, S. 275, LEXinform 0950897. 
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Aufgrund Verteilung noch nicht abgezogene Erhaltungsaufwendungen  
können nicht von Erben geltend gemacht werden 

 
Aufwendungen für die Erhaltung vermieteter Gebäude des Privatvermögens sind im Jahr der Verausgabung als Wer-
bungskosten anzusetzen. Sie können aber auch auf zwei bis fünf Jahre gleichmäßig verteilt werden.13 Stirbt der Eigen-
tümer während des Verteilungszeitraums, können die Erben nach einem Urteil des Finanzgerichts Berlin-Brandenburg14 
den noch nicht abgezogenen Aufwand steuerlich nicht geltend machen, weil sie die Aufwendungen nicht selbst getra-
gen haben. Vielmehr müsse der Restbetrag als Werbungskosten in der letzten Steuererklärung des Erblassers geltend 
gemacht werden. 
 
Der Bundesfinanzhof muss in diesem Fall abschließend entscheiden. Allerdings hat er in einem ähnlichen Fall bei Ver-
sterben des Nießbrauchsberechtigten ebenfalls entschieden, dass der Eigentümer die vom Nießbraucher verteilten Auf-
wendungen nicht steuerlich gelten machen kann.15 
 
Hinweis: Nach Auffassung der Finanzverwaltung kann ein Rechtsnachfolger bei einer unentgeltlichen Übertragung des 
Eigentums an einem Gebäude Erhaltungsaufwand noch in dem von seinem Rechtsvorgänger gewählten restlichen Ver-
teilungszeitraum geltend machen.16 
 
 

Ausfall einer Kapitalforderung kann auch nach Einführung der  
Abgeltungsteuer steuerlich anzuerkennen sein 

 
Die Privatperson A gewährte einem Dritten ein Darlehn. Bereits ein Jahr nach der Darlehnsgewährung erfolgten keine 
Rückzahlungen mehr und ein weiteres Jahr später wurde über das Vermögen des Darlehnsnehmers das Insolvenzver-
fahren eröffnet. A meldete seine Darlehnsforderung zur Insolvenztabelle an und machte den Ausfall der Darlehnsforde-
rung in seiner Einkommensteuererklärung geltend. 
 
Das Finanzamt lehnte die steuerliche Anerkennung des Verlusts ab. Aufwendungen, die das Kapital eines Darlehns 
betreffen, gehören seiner Auffassung nach nicht zu den Einkünften aus Kapitalvermögen. 
 
Der Bundesfinanzhof17 sah das anders. Der Ausfall einer Kapitalforderung führt zu einem steuerlich relevanten Verlust. 
Das gilt allerdings nur, wenn endgültig feststeht, dass keine weiteren Rückzahlungen aus der Darlehnsforderung mehr 
erfolgen werden. Die Eröffnung des Insolvenzverfahrens allein reicht dafür nicht aus, es sei denn, die Eröffnung wurde 
mangels Masse abgelehnt. 
 
 

Kein Vorsteuerabzug aus einer Rechnung, die den Zeitpunkt  
der Lieferung oder sonstigen Leistung nicht angibt 

 
Wer von seiner zu zahlenden Umsatzsteuer die gezahlte Vorsteuer absetzen möchte, benötigt dafür eine den Vorschrif-
ten des Umsatzsteuergesetzes entsprechende Rechnung. Zwingend enthalten muss die Rechnung u. a. den Zeitpunkt 
der Lieferung oder sonstigen Leistung. Ohne Angabe dieses Datums kann der Zeitraum nicht bestimmt werden, in dem 
die Vorsteuer abgezogen werden kann. 
 
Im entschiedenen Fall enthielt eine Rechnung über Beratungsleistungen keine Angaben zum Zeitpunkt der Leistungser-
bringung. Der Rechnungsbetrag wurde am 29. Dezember in bar vom Konto des Leistungsempfängers abgehoben und 
am darauffolgenden 2. Januar auf das in der Rechnung angegebene Konto des Leistenden eingezahlt. Es war nicht 
ersichtlich, an welchem Tag, in welchem Jahr genau die Lieferung oder sonstige Leistung erbracht wurde. Dem Rech-
nungsempfänger stand folglich kein Vorsteuerabzugsrecht zu. 
 
Hinweis: Eine ordnungsgemäße Rechnung kann noch bis zum Tag der letzten mündlichen Verhandlung vor dem Fi-
nanzgericht vorgelegt werden. 
 
(Quelle: Urteil des Finanzgerichts des Landes Sachsen-Anhalt18) 
 
 
 
                                                        
13 § 82b EStDV. 
14 FG Berlin-Brandenburg, Urt. v. 12.07.2017, 7 K 7078/17, (Rev. eingel., Az. BFH: IX R 22/17), EFG 2017, S. 1415, LEXin-

form 5020464. 
15   BFH, Beschluss vom 25.09.2017, IX S 17/17 
16 R 21.1 Abs. 6 EStR. 
17 BFH, Urt. v. 24.10.2017, VIII R 13/15, BFH/NV 2018, S. 280, LEXinform 0950234. 
18 FG des Landes Sachsen-Anhalt, Urt. v. 17.01.2017, 5 K 41/17, LEXinform 5020553. 
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Für Vorsteuerzwecke zu beachten: Frist zur Zuordnungs- 
entscheidung von gemischt genutzten Leistungen zum Unternehmen  

endet am 31. Mai 
 
Bei gemischt genutzten Eingangsleistungen ist es für den Vorsteuerabzug entscheidend, in welchem Umfang eine Zu-
ordnung zum unternehmerischen Bereich vorliegt. Nur wenn eine zumindest teilweise Zuordnung zum Unternehmens-
vermögen erfolgt, ist grundsätzlich der Vorsteuerabzug und in späteren Jahren gegebenenfalls eine Vorsteuerberichti-
gung möglich. 
 
Ein Unternehmer hat insbesondere dann bestimmte Zuordnungswahlrechte, wenn er Gegenstände bezieht, die er teil-
weise unternehmerisch und teilweise nichtunternehmerisch zu verwenden beabsichtigt. 
 
Handelt es sich bei der teilweisen nichtunternehmerischen Verwendung um eine nichtwirtschaftliche Tätigkeit im enge-
ren Sinne (z. B. ideelle, unentgeltliche Tätigkeit eines Vereins), besteht grundsätzlich ein Aufteilungsgebot. Im Wege 
der Billigkeit ist eine Zuordnung im vollen Umfang zum nichtunternehmerischen Bereich möglich. 
 
Handelt es sich bei der teilweise nichtunternehmerischen Verwendung hingegen um eine unternehmensfremde Tätigkeit 
(z. B. Entnahme für den privaten Bedarf des Unternehmers), hat der Unternehmer in der Regel folgende Zuordnungs-
wahlrechte: 
 
· Der Gegenstand kann insgesamt der unternehmerischen Tätigkeit zugeordnet werden. 
· Der Unternehmer kann den Gegenstand in vollem Umfang in seinem nichtunternehmerischen Bereich belassen. 
· Der Gegenstand kann im Umfang der tatsächlichen (ggf. zu schätzenden) unternehmerischen Verwendung seiner 

unternehmerischen Tätigkeit zugeordnet werden. 
 
Für eine Zuordnung zum unternehmerischen Bereich bedarf es weiterhin mindestens einer 10%-igen unternehmeri-
schen Nutzung. 
 
Wichtig ist, dass eine Zuordnungsentscheidung zum Unternehmensvermögen mit endgültiger Wirkung bis spätestens 
zum 31. Mai des Folgejahrs erfolgt sein muss. Die Frist gilt unabhängig von einer etwaigen verlängerten Abgabefrist für 
die Steuererklärung. Wird die Frist versäumt, ist im Zweifel eine spätere Zuordnung zum Unternehmensvermögen aus-
geschlossen. Ein Vorsteuerabzug sowie gegebenenfalls eine Korrektur in späteren Jahren sind nicht mehr möglich. 
 
Für Zuordnungen, die den Veranlagungszeitraum 2017 betreffen, muss bis zum 31. Mai 2018 eine Zuordnungsentschei-
dung erfolgt sein. Teilen Sie diese in Zweifelsfällen zur Sicherheit dem Finanzamt schriftlich mit. Sprechen Sie hierzu 
rechtzeitig Ihren Steuerberater an. 
(Quelle: Bundesministerium der Finanzen19) 
 
 

Haftung des Leistungsempfängers für vom Leistungserbringer  
nicht abgeführte Umsatzsteuer 

 
Hat ein Unternehmer bei Abschluss des Vertrags über seinen Eingangsumsatz Kenntnis davon oder hätte er sie nach der 
Sorgfalt eines ordentlichen Kaufmanns haben müssen, dass der Aussteller der Rechnung aus einem vorangegangenen 
Umsatz entsprechend seiner vorgefassten Absicht die ausgewiesene Umsatzsteuer nicht entrichtet hat, haftet der Leis-
tungsempfänger für die nicht entrichtete Umsatzsteuer. 
 
Das „Kennenmüssen“ muss sich im Rahmen eines konkreten Leistungsbezugs auf Anhaltspunkte beziehen, die für den 
Unternehmer den Schluss nahelegen, dass der Rechnungsaussteller bereits bei Vertragsschluss die Absicht hatte, die 
Umsatzsteuer nicht abzuführen. Ein steuerstrafrechtlich bedeutsames Verhalten des Rechnungsausstellers bei anderen 
Geschäftsvorfällen lässt nicht den sicheren Schluss auf die Absicht zu, auch bei zukünftigen Umsätzen die Umsatzsteuer 
zu hinterziehen. Den Leistungsempfänger treffen auch nicht allein deshalb erhöhte Sorgfaltspflichten, weil er Kenntnis 
von steuerstrafrechtlichen Ermittlungen gegen einen Vertragspartner hat. Die Voraussetzungen für eine Haftung muss 
das Finanzamt darlegen und beweisen. 
 
(Quelle: Urteil des Bundesfinanzhofs20) 
 
 
  

                                                        
19 BMF, Schr. v. 02.01.2014, IV D 2 – S 7300/12/10002:001, BStBl 2014 I, S. 119, LEXinform 5234820. 
20 BFH, Urt. v. 10.08.2017, V R 2/17, DStR 2017, S. 2664, LEXinform 0951227. 
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Anschrift des leistenden Unternehmers in Rechnungen 
 
Damit eine Rechnung zum Vorsteuerabzug berechtigt, muss sie u. a. die vollständige Anschrift des leistenden Unter-
nehmers beinhalten.21 Bislang war ungeklärt, ob es sich dabei um eine Anschrift handeln musste, unter der eine wirt-
schaftliche Aktivität entfaltet wird oder ob eine reine Postanschrift ausreichend ist. 
 
Der Gerichtshof der Europäischen Union22 (EuGH) hat jetzt Klarheit geschaffen. Aus der gesetzlichen Formulierung 
„vollständige Anschrift“ geht nicht hervor, dass damit zwingend der Ort der wirtschaftlichen Tätigkeit des Unternehmers 
gemeint ist. Der Begriff der Anschrift wird gemeinhin weit verstanden. Auch eine Briefkastenanschrift ist daher ausrei-
chend, sofern der Unternehmer unter dieser Anschrift erreichbar ist. 
 
Für den Vorsteuerabzug ist es folglich nicht erforderlich, dass die wirtschaftliche Tätigkeit des leistenden Unternehmers 
unter der Anschrift ausgeübt wird, die in der von ihm ausgestellten Rechnung angegeben ist. Der EuGH bestätigt damit, 
dass eine Rechnung lediglich formale Bedeutung für den Vorsteuerabzug hat. 
 

Anerkennung einer körperschaftsteuerlichen Organschaft 
 
Eine Organschaft liegt vor, wenn eine Kapitalgesellschaft (z. B. GmbH) in einem tatsächlichen und rechtlichen Unterord-
nungsverhältnis zu einem anderen Unternehmen (Organträger) steht, sodass die Kapitalgesellschaft (Organgesellschaft) 
bei wirtschaftlicher Betrachtung als unselbstständig anzusehen ist. Steuerliche Folge einer Organschaft ist, dass dem 
Organträger das Einkommen der Organgesellschaft zugerechnet wird. 
 
Organgesellschaft kann nur eine Kapitalgesellschaft mit Sitz und Geschäftsleitung im Inland sein, Organträger jede 
natürliche Person, Personengesellschaft oder Körperschaft, die ein inländisches gewerbliches Unternehmen betreibt. 
Voraussetzung ist die finanzielle Eingliederung der abhängigen Organgesellschaft in das beherrschende Unternehmen, 
dem Organträger. Diese liegt vor, wenn dem Organträger die Mehrheit der Stimmrechte an der Organgesellschaft zu-
steht. 
 
Für körperschaftsteuerliche (und gewerbesteuerliche) Zwecke bedarf es eines Gewinnabführungsvertrags. Die Organge-
sellschaft muss sich wirksam verpflichten, ihren gesamten Gewinn an den Organträger abzuführen. Der Gewinnabfüh-
rungsvertrag muss auf mindestens fünf Jahre abgeschlossen und während seiner gesamten Geltungsdauer durchgeführt 
werden. 
 
Der Bundesfinanzhof23 hat entschieden, dass es für die Anerkennung eines Organschaftsverhältnisses nicht erforderlich 
ist, dass während der ersten fünf Jahre der Laufzeit alle gesetzlich geforderten Voraussetzungen vorliegen müssen. 
Lediglich der Gewinnabführungsvertrag muss über fünf Jahre abgeschlossen sein und tatsächlich durchgeführt werden. 
Fehlt es in einzelnen Jahren an der finanziellen Eingliederung, ist die steuerrechtliche Anerkennung der Organschaft nur 
für die betreffenden Jahre zu versagen. Die zivilrechtliche Wirksamkeit der Vereinbarung bleibt hiervon unberührt. Folg-
lich führt eine „Unterbrechung der Organschaft“ vor Ablauf der vertraglichen Mindestlaufzeit nicht dazu, dass die  
Organschaft insgesamt zu versagen ist. 
 
 

Vom Erben gezahlte Einkommensteuervorauszahlungen des Erblassers sind 
erbschaftsteuerliche Nachlassverbindlichkeiten 

 
Gegen einen Verstorbenen waren noch Einkommensteuervorauszahlungen festgesetzt worden, die der Erbe bezahlte. 
Diese Steuern machte der Erbe als Nachlassverbindlichkeiten im Rahmen der Erbschaftsteuererklärung geltend.24 
 
Das Finanzgericht Münster25 bestätigte dies. Da die erst mit Ablauf des Todesjahrs entstehende Einkommensteuer als 
Nachlassverbindlichkeit zu berücksichtigen ist, könne auch für festgesetzte Einkommensteuervorauszahlungen nichts 
anderes gelten. Es sei unerheblich, ob es sich um Voraus- oder Nachzahlungen handele. 
 
Tipp: Selbst nach Eintritt der Festsetzungsverjährung eines Erbschaftsteuerbescheids kann nach einem Urteil des 
Schleswig-Holsteinischen Finanzgerichts26 die Erbschaftsteuer herabgesetzt werden, wenn der Erbe noch Steuernach-
zahlungen des Erblassers zu leisten hatte, die ihm bis dahin unbekannt waren. 
 
Der Bundesfinanzhof muss abschließend entscheiden. 
 
 
                                                        
21 § 14 Abs. 4 Satz 1 Nr. 1 UStG. 
22 EuGH, Urt. v. 15.11.2017, C-374/16, C-375/16, LEXinform 0651521. 
23 BFH, Urt. v. 10.05.2017, I R 51/15, BFH/NV 2017, S. 1552, LEXinform 0950499. 
24 § 10 Abs. 5 ErbStG. 
25 FG Münster, Urt. v. 31.08.2017, 3 K 1641/17, (Nichtzulassungsbeschw. eingel., Az. BFH: II B 105/17), EFG 2017, S. 1746, LEXin-

form 5020585. 
26 Schleswig-Holsteinisches FG, Urt. v. 14.10.2016, 3 K 112/13, (Rev. eingel., Az. BFH: II R 36/16), EFG 2016, S. 1965, LEXin-

form 5019497. 
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Änderungen des Mutterschutzgesetzes zum 1. Januar 2018 

 
Zum 1. Januar 2018 greifen wesentliche Änderungen des Mutterschutzgesetzes,27 durch die der Arbeitsschutz von Frau-
en während der Schwangerschaft, nach der Entbindung und in der Stillzeit verstärkt wird. 
 
Der geschützte Personenkreis wird erheblich ausgeweitet.28 Gesetzlich geschützt werden künftig u. a. auch 
 
· Frauen in betrieblicher Berufsbildung und Praktikantinnen, 
· Frauen mit Behinderung, die in einer Werkstatt für behinderte Menschen beschäftigt sind, 
· Frauen, die als Entwicklungshelferinnen tätig sind, 
· Frauen, die nach dem Bundesfreiwilligendienstgesetz beschäftigt sind, 
· Frauen, die in Heimarbeit beschäftigt sind, 
· arbeitnehmerähnliche Selbstständige sowie 
· Schülerinnen und Studentinnen, insbesondere soweit die Ausbildungsstelle Ort, Zeit und Ablauf der Ausbildungsver-

anstaltung verpflichtend vorgibt. 
 
Arbeitgeber sollen Beschäftigungsverbote aus betrieblichen Gründen vermeiden. Diese sollen nur noch dann in Betracht 
kommen, wenn alle anderen Maßnahmen, eine unverantwortbare Gefährdung zu vermeiden, versagen. Daher werden 
Arbeitgeber verpflichtet, konkrete Arbeitsplätze hinsichtlich einer solchen Gefährdung zu beurteilen. Liegt eine unver-
antwortbare Gefährdung vor, greift ein dreistufiges Verfahren. 
 
Stufe 1: Der Arbeitgeber muss die Arbeitsbedingungen durch Schutzmaßnahmen umgestalten. 
 
Stufe 2: Ist das nicht oder nur mit unverhältnismäßigem Aufwand möglich, muss der Arbeitgeber einen anderen geeig-
neten und zumutbaren Arbeitsplatz für die schwangere Frau finden. 
 
Stufe 3: Erst wenn der Arbeitgeber unverantwortbare Gefährdungen weder durch Schutzmaßnahmen noch durch einen 
Arbeitsplatzwechsel ausschließen kann, greift ein betriebliches Beschäftigungsverbot.29 
 
Darüber hinausgehend soll es Arbeitsverbote gegen den Willen der Frau künftig nicht mehr geben. Grundsätzlich darf 
ein Arbeitgeber eine schwangere oder stillende Frau nicht zwischen 20 Uhr und 6 Uhr beschäftigen. Sofern die Frau 
jedoch einwilligt, aus ärztlicher Sicht nichts dagegen spricht und insbesondere eine unverantwortbare Gefährdung aus-
geschlossen ist, darf der Arbeitgeber sie bis 22 Uhr beschäftigen.30 Auch die Möglichkeit der Sonn- und Feiertagsarbeit 
wird auf Wunsch der Schwangeren erweitert.31 
 
Hinweis: Bereits seit der Verkündung des Gesetzes am 30. Mai 2017 erhalten Mütter von Kindern mit Behinderungen 
insgesamt zwölf Wochen Mutterschutz und damit vier Wochen mehr als bisher.32 Weiterhin gibt es einen Kündigungs-
schutz für Frauen, die nach der zwölften Schwangerschaftswoche eine Fehlgeburt erlitten haben.33 
 
 

Fristlose Kündigung eines Mietverhältnisses wegen Zahlungsrückständen 
 
Vermieter dürfen ein Mietverhältnis fristlos kündigen, wenn Mieter erhebliche Mietrückstände haben. Dafür müssen 
diese entweder zweimal hintereinander mit der Entrichtung der Miete oder eines nicht unerheblichen - den Betrag einer 
Monatsmiete übersteigenden - Teils der Miete in Rückstand sein, oder der Mietrückstand muss mindestens zwei Mo-
natsmieten betragen. 
 
Eine Kündigung ist ausgeschlossen, wenn der Vermieter vor dem Zugang der Kündigung vollständig befriedigt wird. 
Zahlen Mieter nach Zustellung einer Räumungsklage binnen zwei Monaten die ausstehende Miete nebst fälliger Ent-
schädigung nach, wird die fristlose Kündigung unwirksam. 
 
Der Bundesgerichtshof34 hat nunmehr in einer Entscheidung klargestellt, dass die Mietschuld nach der vertraglich ver-
einbarten Gesamtmiete bemessen wird und nicht nach einer berechtigterweise geminderten Miete. D. h., eine wegen 
Mängel an der Mietsache berechtigterweise vorgenommene Mietminderung wird bei der Berechnung der Höhe der ge-
schuldeten Miete nicht berücksichtigt. 
 
 

                                                        
27 Mutterschutzgesetz v. 23.05.2017, BGBl 2017 I, S. 1228, LEXinform 9124079. 
28 § 1 Abs. 2 Satz 2 MuSchG. 
29 §§ 9, 13 Abs. 1 MuSchG. 
30 § 5 Abs. 1 i. V. m. § 28 MuSchG 
31 § 6 MuSchG. 
32 § 3 Abs. 2 Satz 2 Nr. 3 MuSchG. 
33 § 17 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 MuSchG. 
34 BGH, Urt. v. 27.09.2017, VIII ZR 193/16, LEXinform 1664542. 
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Verjährung von Ersatzansprüchen des Vermieters 
 
In einem vom Bundesgerichtshof35 entschiedenen Fall lebte eine Mieterin längere Zeit in einer Mietwohnung. Nach 
Kündigung des Mietvertrags gab sie die Wohnung zwei Monate vor Beendigung des Mietverhältnisses an die Vermieterin 
zurück. Nachdem diese die Mieterin vergeblich zu Instandsetzungsarbeiten aufgefordert hatte, verklagte sie die Mieterin 
zehn Monate nach deren Auszug auf Schadensersatz. Die Mieterin verweigerte die Zahlung und berief sich darauf, dass 
der Anspruch wegen Ablaufs der sechsmonatigen gesetzlichen Frist verjährt sei.36 Daraufhin verwies die Vermieterin auf 
eine Mietvertragsklausel, nach der Ersatzansprüche des Vermieters u. a. wegen Verschlechterung der Mietsache erst in 
zwölf Monaten nach Beendigung des Mietverhältnisses verjähren. 
 
Das Gericht teilte die Meinung der Mieterin. Eine derartige Vertragsklausel ist wegen unangemessener Benachteiligung 
des Mieters unwirksam.37 Der Mieter hat nach Rückgabe der Mietsache an den Vermieter keinen Zugriff mehr auf die 
Mietsache und kann ab diesem Zeitpunkt regelmäßig auch keine beweissichernden Feststellungen mehr treffen. Dem-
gegenüber wird der Vermieter durch die Rückgabe der Mietsache in die Lage versetzt, sich Klarheit darüber zu verschaf-
fen, ob ihm gegen den Mieter Ansprüche wegen Verschlechterung oder Veränderung der Mietsache zustehen und kann 
diese ggf. innerhalb der sechsmonatigen Verjährungsfrist durchsetzen. 
 

Nebenkostenabrechnung: Vermieter muss haushaltsnahe  
Dienstleistungen aufschlüsseln 

 
Wenn in einem Mietvertrag bezüglich der Betriebskosten Vorauszahlungen vereinbart sind, schuldet der Vermieter eine 
jährliche Abrechnung. Diese Abrechnung muss eine geordnete Gegenüberstellung der Gesamtkosten und bezüglich der 
jeweiligen Einzelpositionen den Kostenverteilungsschlüssel und den sich daraus ergebenden Einzelbetrag enthalten. Die 
Abrechnung muss so gestaltet sein, dass der Mieter daraus die für haushaltsnahe Dienstleistungen aufgewendeten, 
steuerlich absetzbaren Beträge eigenständig ermitteln kann. 
 
Das gilt auch dann, wenn der Mietvertrag eine Klausel enthält, wonach der Vermieter nicht verpflichtet ist, eine ent-
sprechende Bescheinigung auszustellen. Eine solche Klausel benachteiligt den Mieter unangemessen und ist deshalb 
unwirksam. 
(Quelle: Urteil des Landgerichts Berlin38) 
 

Meldungen zum und Einsichtnahme in das Transparenzregister 
 
Bereits seit dem 1. Oktober 2017 unterliegen alle inländischen juristischen Personen des Privatrechts, eingetragenen 
Personengesellschaften (mit Ausnahme von BGB-Außengesellschaften), Verwalter sog. Trusts und Treuhänder den 
gesetzlichen Pflichten im Zusammenhang mit dem neu geschaffenen Transparenzregister.39 Hierbei handelt es sich um 
eine beim Bundesanzeiger geführte elektronische Plattform. Ab dem 27. Dezember 2017 ist erstmals die Einsichtnahme 
der Registereintragungen möglich. 
 
Ergeben sich die hinter einem Unternehmen stehenden wirtschaftlich Berechtigten nicht bereits aus anderen öffentli-
chen Quellen, wie z. B. dem Handels-, Vereins- oder Unternehmensregister, sind Geschäftsführung, Verwalter bzw. 
Treuhänder verpflichtet, diese unverzüglich beim Transparenzregister zu melden. Als wirtschaftlich Berechtigte zählen 
natürliche Personen, die unmittelbar oder mittelbar mehr als 25 % der Kapitalanteile oder Stimmrechte halten oder auf 
vergleichbare Weise Kontrolle ausüben. Die einzuholenden und beim Transparenzregister einzureichenden Informatio-
nen umfassen Vor- und Nachname, Geburtsdatum, Wohnort sowie Art und Umfang des wirtschaftlichen Interesses 
nebst etwaiger Änderungen dieser Angaben. Börsennotierte Gesellschaften sind unter bestimmten Bedingungen ausge-
nommen. 
 
Wer seine Pflicht zur Einholung, Aufbewahrung oder Mitteilung der notwendigen Angaben nicht vollständig oder nicht 
rechtzeitig erfüllt, handelt ordnungswidrig und kann mit einer erheblichen Geldbuße belegt werden. 
 
Die ab Ende Dezember 2017 mögliche Einsichtnahme in das Transparenzregister ist regelmäßig nur bestimmten Berufs-
gruppen oder unter Darlegung des berechtigten Interesses möglich. 
 
Beispiel: Eine GmbH hat beim Handelsregister eine Gesellschafterliste hinterlegt. Daraus ergibt sich, dass drei natürli-
che Personen jeweils mehr als 25 % der Gesellschaftsanteile halten. In diesem Fall bedarf es regelmäßig keiner weite-
ren Handlungen der Meldepflichtigen. Steht hinter einem der Gesellschafter jedoch ein Treugeber, der sich nicht aus 
einem öffentlich zugänglichen Register ergibt, ist dieser anzugeben. 
 
Tipp: Betroffene Gesellschaften sollten regelmäßig überprüfen, ob sich Änderungen bei den wirtschaftlich Berechtigten 
ergeben haben. Es empfiehlt sich daher, ein entsprechendes Compliance-System einzurichten. 

                                                        
35 BGH, Urt. v. 08.11.2017, VIII ZR 13/17, LEXinform 1665262. 
36 § 548 Abs. 1 BGB. 
37 § 307 Abs. 1 Satz 1, Abs. 2 Nr. 1 BGB. 
38 LG Berlin, Urt. v. 18.10.2017, 18 S 339/16, LEXinform 0447271. 
39 §§ 20, 21 GwG. 
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Neues, strenges Datenschutzrecht tritt am 25. Mai 2018 in Kraft 
 
Ab dem 25. Mai 2018 werden die Regelungen der Datenschutz-Grundverordnung (DSGVO) unmittelbar geltendes Recht 
in allen Staaten der Europäischen Union (EU).40 Damit wird ein einheitliches Datenschutzniveau in den Mitgliedstaaten 
gewährleistet. Die Wahlmöglichkeiten, welche die DSGVO vorsieht, hat Deutschland im Bundesdatenschutzgesetz 
(BDSG neu) ausgeübt.41 Das BDSG neu tritt ebenfalls am 25. Mai 2018 in Kraft. 
 
Die Datenschutzaufsichtsbehörden erhalten zur Durchsetzung umfangreiche Befugnisse und haben demgemäß ihre 
Personalkapazitäten aufgestockt. Flankiert werden die erweiterten Befugnisse durch eine Ausweitung des Bußgeldrah-
mens bei Verstößen. Bisher konnten max. 300.000 € als Bußgeld festgesetzt werden. Zukünftig sind Bußgelder bis 
20 Millionen € oder 4 % vom Jahresumsatz zulässig, wobei der jeweils höhere Wert gilt.42 
 
Die DSGVO findet Anwendung auf die Verarbeitung personenbezogener Daten natürlicher Personen, ohne dies genauer 
zu definieren.43 Im Zweifel sollte, z. B. bei der Speicherung einer IP-Adresse, vom Personenbezug ausgegangen wer-
den. 
 
Anzuwenden sind die Datenschutzbestimmungen, wenn die Verarbeitung der Daten im Rahmen der Tätigkeiten einer 
Niederlassung in der EU erfolgt. Die Verarbeitung selbst kann auch außerhalb der EU stattfinden. Hat ein Unternehmen 
seine Niederlassung außerhalb der EU, muss es die Regelungen trotzdem beachten, wenn es Waren oder Dienstleistun-
gen in der EU anbietet und die Datenverarbeitung mit seinem Angebot zusammenhängt.44 
 
Folgende Grundprinzipien sind zu beachten: 
 
· Verbot mit Erlaubnisvorbehalt:45 Die Verarbeitung personenbezogener Daten ist grundsätzlich verboten, es sei denn, 

es liegt eine Einwilligung oder eine in der DSGVO normierte Ausnahme vor. Eine solche Ausnahme kann z. B. die 
Verarbeitung zur Erfüllung eines Vertrags oder zur Erfüllung einer rechtlichen Verpflichtung sein. 

· Datensparsamkeit:46 Die Verarbeitung personenbezogener Daten muss auf das für den Zweck der Verarbeitung 
notwendige Maß beschränkt sowie dem Zweck angemessen und sachlich relevant sein. 

· Zweckbindung:47 Personenbezogene Daten dürfen nur für festgelegte, eindeutige und rechtmäßige Zwecke erhoben 
werden. 

· Datensicherheit:48 Der Unternehmer hat geeignete technische und organisatorische Maßnahmen zur Datensicherheit 
umzusetzen. Dabei hat er neben dem Stand der Technik und den Implementierungskosten, den Zweck der Daten-
verarbeitung, aber auch die Eintrittswahrscheinlichkeit und die Schwere des Risikos für die persönlichen Rechte zu 
berücksichtigen. Eine Verletzung des Schutzes personenbezogener Daten muss der Unternehmer unverzüglich, nach 
Möglichkeit innerhalb von 72 Stunden nach Bekanntwerden des Vorfalls, an die zuständige Datenschutzbehörde 
melden. Es sei denn, die Verletzung führt voraussichtlich nicht zu einem Risiko für die persönlichen Rechte und Frei-
heiten des Betroffenen.49 

· Betroffenenrechte: Unternehmen haben gegenüber den Betroffenen weitreichende Informationspflichten zu erfüllen, 
z. B. über den Zweck und die Rechtsgrundlage der Datenverarbeitung.50 Sie müssen gegenüber einer anfragenden 
Person Auskunft darüber geben, ob und ggf. welche Daten dieser Personen sie verarbeitet haben.51 Darüber hinaus 
können Betroffene von Unternehmen verlangen, dass unzutreffende personenbezogene Daten berichtigt oder Daten 
gelöscht werden, weil z. B. die Einwilligung zur Datenverarbeitung widerrufen wurde.52 

· Datenschutz-Folgenabschätzung:53 Diese muss der Unternehmer vorab vorsorglich durchführen, wenn die Art der 
Verarbeitung personenbezogener Daten voraussichtlich ein hohes Risiko für die persönlichen Rechte und Freiheiten 
birgt. 

· Datenschutzbeauftragter:54 Ein Datenschutzbeauftragter ist u. a. zu benennen, wenn ein deutsches Unternehmen 
mehr als zehn Personen mit der automatisierten Verarbeitung personenbezogener Daten beschäftigt. Muss ein Un-
ternehmen eine Datenschutz-Folgenabschätzung durchführen, ist ein Datenschutzbeauftragter unabhängig von der 
Anzahl der Beschäftigten, die personenbezogene Daten verarbeiten, zu benennen. 

 
Das neue Datenschutzrecht beinhaltet umfangreiche und detaillierte Pflichten für Unternehmen. Es müssen interne 
Prozesse angepasst bzw. neu etabliert werden. Auch eine Schulung der Mitarbeiter ist unerlässlich. Unternehmen sollten 
unverzüglich, ggf. unter Hinzuziehung ihres Rechtsberaters oder eines Datenschutz-Dienstleisters, mit der Umsetzung 
beginnen. 
                                                        
40 Datenschutz-Grundverordnung, Verordnung 2016/679/EU v. 27.04.2016, LEXinform 0444918. 
41 Bundesdatenschutzgesetz in der Fassung v. 30.06.2017, BGBl 2017 I, S. 2097, LEXinform 9124275. 
42 Art. 83 DSGVO. 
43 Art. 2 DSGVO. 
44 Art. 3 DSGVO. 
45 Art. 6 DSGVO. 
46 Art. 5 Abs. 1 Buchst. c DSGVO. 
47 Art. 5 Abs. 1 Buchst. b DSGVO. 
48 Art. 32 DSGVO. 
49 Art. 33 Abs. 1 DSGVO. 
50 Art. 13, 14 DSGVO. 
51 Art. 15 DSGVO. 
52 Art. 16, 17 DSGVO. 
53 Art. 35 DSGVO. 
54 § 38 Abs. 1 BDSG 2018. 


